Kapitel 11: Fallbeispiele Arbeitsrecht 

Arbeitgeber U betreibt ein Unternehmen zur Herstellung von Helmen für den Motorsport, Fahrrad- und Skisport. Das Unternehmen verfügt über zwei Betriebe, einen Betrieb in X und einen weiteren Betrieb in Z. Durch die schlechte allgemeine Wirtschaftslage musste U Auftragseinbrüche hinnehmen. Er hat sich entschlossen, hierauf mit diversen Maßnahmen im Personalbereich zu reagieren.

Kapitel 11.1.1.1. Vertragsänderung

U will den arbeitsvertraglich vereinbarten Urlaub von 30 Tagen im Betrieb in Z auf 24 Tage p.a. reduzieren. Er nimmt hierüber Gespräche mit den einzelnen Arbeitnehmern auf. Unberücksichtigt lässt er dabei, dass in seinem Betrieb in Z ein Tarifvertrag (nur für das Bundesland in dem Z liegt) gilt; dieser regelt einen Urlaubsanspruch von 28 Tagen p.a.. 

Wurden arbeitsvertraglich 30 Tage Urlaub pro Kalenderjahr vereinbart und sieht der auf das Arbeitsverhältnis anwendbare Tarifvertrag 28 Tage Urlaub vor, so stehen dem Arbeitnehmer zunächst 30 Urlaubstage zu (Günstigkeitsprinzip). Arbeitnehmer A willigt ein, dass ihm zukünftig nur noch 24 Urlaubstage p.a. zustehen sollen, es wird eine Vereinbarung unterzeichnet. Aufgrund des für den Arbeitnehmer günstigeren Tarifvertrages kann A zukünftig aber auch trotz der Vereinbarung Urlaub für 28 Tage p.a. verlangen.

Kapitel 11.1.1.3. Freiwilligkeitsvorbehalt

Arbeitgeber A gewährt seinen Mitarbeitern einen monatlichen Fahrtkostenzuschuss und hat hierzu in den Arbeitsvertrag aufgenommen, dass auch bei wiederholter Gewährung eine freiwillige Leistung vorliege. Er teilt den Arbeitnehmern mit, dass ab dem folgenden Monat der Fahrtkostenzuschuss nicht mehr gewährt wird und stellt dementsprechend die Zahlung ein. Arbeitnehmer B klagt auf Zahlung des Zuschusses. Er bekommt Recht, da ein Freiwilligkeitsvorbehalt bei monatlichen Zahlungen nicht wirksam ist.

Arbeitgeber A hat mit dem Arbeitnehmer B im Arbeitsvertrag die Zahlung eines Weihnachtsgeldes wie folgt vereinbart: „B erhält ein Weihnachtsgeld in Höhe eines Bruttomonatsgehaltes. Hierbei handelt es sich um eine freiwillige Leistung, auch bei mehrmaliger Gewährung entsteht kein Rechtsanspruch für die Zukunft.“ A stellt die Zahlung ein. B meint, das sei nicht wirksam. Tatsächlich ist die Einstellung der Zahlung unzulässig, da die Formulierung des Freiwilligkeitsvorbehaltes nicht mehr der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichtes entspricht. A muss das Weihnachtsgeld weiterzahlen.

Kapitel 11.1.1.3. Änderung Arbeitsort

Der Arbeitsvertrag von A regelt, dass er auch an anderen Orten, an denen der Arbeitgeber einen Betrieb in Deutschland unterhält, eingesetzt werden kann. Sein Arbeitsplatz in Z wird wegfallen, im 3 km entfernten X existiert aber ein solcher freier Arbeitsplatz. Aufgrund der im Arbeitsvertrag enthaltenen Versetzungsklausel kann der Arbeitgeber A anweisen, zukünftig im Betrieb in X zu arbeiten.

Kapitel 11.1.1.3. Umfang einer Änderungskündigung 

Der Arbeitsvertrag von B legt fest, dass er in Ludwigshafen beschäftigt wird. Eine Versetzungsklausel ist nicht vorgesehen. Der Arbeitgeber schließt den Betrieb in Ludwigshafen. In Stuttgart verfügt er über freie Arbeitsplätze. Der Arbeitgeber spricht eine Änderungskündigung derart aus, dass er eine Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit Ablauf der Kündigungsfrist erklärt und dem Arbeitnehmer anbietet im Betrieb in Stuttgart zukünftig die gleiche Tätigkeit gemäß dem Schreiben beigefügten Arbeitsvertrag auszuüben. In dem neuen Arbeitsvertrag findet sich gegenüber dem ursprünglichen Vertrag nicht nur die Änderung des Arbeitsortes, sondern auch eine Klausel, nach der die wöchentliche Arbeitszeit zukünftig statt 38,5 Stunden 40 Stunden betragen soll. Diese weitere Änderung ist nicht durch den betriebsbedingten Grund der Betriebsschließung in Ludwigshafen gedeckt. Da aber alle Änderungen durch einen – hier betriebsbedingten – Grund iSv. § 1 KSchG gedeckt sein müssen, ist die Änderungskündigung vorliegend insgesamt unwirksam. 

Kapitel 11.1.1.4. Änderung Nebenleistungen

U hatte den Arbeitnehmern in X die kostenlose Beförderung zum Arbeitsplatz bisher angeboten, da öffentliche Verkehrsmittel nicht existierten. U freut sich, als er erfährt, dass just zeitlich mit seinen wirtschaftlichen Problemen zusammenfallend eine Buslinie eingeführt wird. 

Nach Einführung einer Buslinie, kann U hier eine Änderungskündigung gegenüber den betroffenen Arbeitnehmern aussprechen; dies jedoch ggf. nur bei Angebot eines Fahrtkostenzuschusses.

Kapitel 11.2.1.2. Unternehmerische Entscheidung

Aufgrund der angespannten wirtschaftlichen Situation des Unternehmens beschließt U die Fertigung des Nebenproduktes Verschlüsse fremd zu vergeben und die Abteilung Verschlüsse still zu legen. Dies ist seine unternehmerische Entscheidung. Der Entschluss eine Kündigung auszusprechen, ist keine Unternehmerentscheidung in diesem Sinne. 
Kapitel 11.2.1.2. Milderes Mittel

U setzt eine weitere Entscheidung um, nämlich die Abteilung Vorproduktion stillzulegen und die notwendigen Vorprodukte am Markt zuzukaufen. In der Abteilung Vorproduktion werden unter anderem auch zwei Helfer (ungelernt) beschäftigt. Die Arbeitnehmer der Abteilung Vorproduktion sollen alle gekündigt werden. In der Packerei sind zwei Arbeitsplätze als Helfer (ungelernt) frei; diese sind zunächst den von der Kündigung betroffenen Arbeitnehmern, die diese Arbeiten inhaltlich – ggf. nach einer kurzen Einarbeitung – ausführen können, anzubieten, ggf. im Wege einer Änderungskündigung, hier also den beiden Helfern aus der Vorproduktion.
Kapitel 11.2.1.2. Sozialauswahl
Von der Schließung der Vorproduktion sind auch drei Ingenieure A (44 Jahre alt, 12 Jahre im Betrieb, 3 Kinder), B (42 Jahre alt, 12 Jahre im Betrieb, keine Kinder) und C (31 Jahre alt, 2 Jahre im Betrieb, 2 Kinder) betroffen, die laut ihrem Arbeitsvertrag nur als Ingenieure eingestellt sind. In der Abteilung Entwicklung werden zwei Ingenieure, D (51 Jahre alt, 12 Jahre im Betrieb, 2 Kinder) und E (37 Jahre alt, 5 Jahre im Betrieb, 2 Kinder), beschäftigt, deren Tätigkeit die Ingenieure aus der Vorproduktion inhaltlich übernehmen könnten. 

Die Sozialauswahl hat sich hier auf alle 5 Ingenieure zu beziehen. Da 3 Arbeitsplätze wegfallen, sind 3 Kündigungen auszusprechen. Diese betreffen, B, C und E. A erhält den Arbeitsplatz von E, da er sozial schützenswerter ist.

Kapitel 11.2.1.2. Leistungsträger
Im obigen Beispiel (Ziffer 6) hat das Unternehmen einen türkischen Kunden, für welchen es Produkte entwickelt. Ausschließlich E ist der türkischen Sprache mächtig. Würde er nicht mehr tätig, würde das Unternehmen den Kunden verlieren, dies hat der Kunde bereits angekündigt. Dies führt dazu, dass nun statt des E doch A zu kündigen ist.

Kapitel 11.2.1.2. Betriebsübergang
U will seinen Betrieb in X eigentlich ganz stilllegen, noch bevor er Maßnahmen ergreift, erhält er ein Angebot des Unternehmers B, der den Betrieb mit all seinen Betriebsmitteln kauft, den Mietvertrag übernimmt und den Betrieb weiter betreibt. Die Arbeitnehmer des U gehen gemäß § 613a BGB auf B über, A darf ihnen nicht vor dem Verkauf kündigen. Vor dem Übergang sind die Arbeitnehmer in Textform über den Übergang des Arbeitsverhältnisses und die wesentlichen Umstände, Maßnahmen u.ä. gemäß § 613 a Abs. 5 BGB zu informieren.

PAGE  
1
© Crone/Werner (Hrsg.), Modernes Sanierungsmanagement, Vahlen 2017

